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Von der 57. Delegiertenver-
Sammlung des Schweizerischen
Verbandes für Frauenstimmrecht
am 15./16. Juni 1968 in Luzern
Am Samstagnachmittag wurden die Dele-
gierten im Grossratssaal, gleich zu Beginn
der Sitzung, von Stadtpräsident Dr. H. R.
Meyer, begrüsst. Er dankte allen, die sich
für die Verwirklichung der politischen
Frauenrechte einsetzen. Dann nahm er
Bezug auf den von Bundesrat von Moos
kürzlich gemachten Vorschlag, vorerst das
Wahlrecht für die Frauen auf eidgenössi-
scher Ebene einzuführen, um den Erfor-
dernissen der Europäischen Menschen-
rechtskonvention zu genügen, und beton-
te, er betrachte das Stimm- und Wahl-
recht als staatsrechtliche Einheit. Es sei
ermutigend, dass in den Kantonen etwas
geschehe; erfreulich sei vor allem das Re-
sultat im Kanton Bern.
Im Mittelpunkt der diesjährigen Delegier-
tenversammlung standen die Wahlen. Vier
Mitglieder des Zentralvorstandes traten
zurück: Alma Agostini, Bregenzona, Made-
leine Joye, Fribourg, Silvia Ducommun, La
Neuveville und Marthe Gosteli, Worblau-
fen. Neu wurden gewählt: Ruth Burren,
Steffisburg, Germana Gaggetta, Bellinzo-
na, Maria-Renata Manassewitsch, Genf
und Judith Widmer, Schaffhausen. Frau
Dr. Lotti Ruckstuhl, die seit acht Jahren
viel Zeit und Kraft in diesen Verband in-
vestiert hatte, trat vom Zentralpräsidium
zurück, das turnusgemäss von einer wel-
sehen Vertreterin übernommen wurde:
Gertrude Girard-Montet, La Tour-de-Peilz
erhielt von ihrer Vorgängerin eine aus
Holz geschnitzte Fackel als Symbol zur
Weiterführung der Stafette an das längst
ersehnte Ziel. Jede einzelne Sektionsprä-

sidentin überbrachte der scheidenden
Zentralpräsidentin eine Rose, was dem
Akt eine überaus feminine Note gab.
In der geschlossenen Sitzung vom Sonn-
tagmorgen wurde der Antrag der Sektion
Zürich angenommen und in Form einer
Resolution der Öffentlichkeit mitgeteilt.
Sie lautet:
«Die Delegiertenversammlung des Schwei-
zerischen Verbandes für Frauenstimm-
recht, vom 15./16. Juni in Luzern, beruft
sich auf den Beschluss der Schweizeri-
sehen UNESCO-Kommission zum Jahr der
Menschenrechte sowie auf die Empfeh-
lung des Europarates, eine umfassende
Frauen-Enquete durchzuführen. Sie er-
sucht die zuständigen Behörden, diese
grundlegende Untersuchung unter Leitung
und auf Kosten des Bundes zu unterneh-
men und dadurch die Voraussetzungen
zur Verbesserung der politischen, sozia-
len und zivilrechtlichen Stellung der
Schweizerfrauen zu schaffen.»
Am Samstagabend sprach im Grossrats-
saal Dr. iur. Heinz Langenbacher, vom Eid-
genössischen Politischen Departement,
Abteilung für internationale Organisation,
über «Die Schweiz im Jahr der Menschen-
rechte».
Der Referent erinnerte daran, dass die
Schweiz der Welt eines der grössten Ge-
schenke auf dem Gebiet der Menschen-
rechte gemacht habe: die Idee des Roten
Kreuzes. Wenn es um die Verteidigung
der Würde und Freiheit des Menschen
gehe, erwarte die Welt die Schweizerische
Stimme der Menschlichkeit.
Die Menschenrechtskonvention sei das
Herzstück des gesamten Vertragswerkes
des Europarates und ihre Zielsetzung ent-
spreche unserer eigenen Staatsidee. Die
Hauptgründe, die uns bisher daran gehin-
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dert haben, der Konvention beizutreten,
seien das mangelnde Frauenwahlrecht,
die konfessionellen Ausnahmeartikel und
die Gesetzgebung gewisser Kantone zur
administrativen Versorgung verwahrloster
geisteskranker Personen. Noch andere
Bestimmungen der eidgenössischen und
kantonalen Gesetzgebungen stehen nicht
im Einklang mit der Konvention, vor allem
das Recht auf Erziehung, Zutritt zu den
Schulen ohne Rücksicht auf Geschlecht,
Sprache, Religion, auch das Recht auf
Verteidigung usw. Gemäss Artikel 64 der
Konvention kann jeder Staat bei der Un-
terzeichnung einen Vorbehalt anmelden,
soweit ein Gesetz mit den betreffenden
Vorschriften noch nicht übereinstimmt.
Die Verwirklichung der Menschenrechte
sei nicht mehr allein eine nationale Ange-
legenheit in der ausschliesslichen Kom-
petenz souveräner Staaten; der ganze
Fragenkomplex sei auf weiten Gebieten
«internationalisiert» worden. Wenn unsere
Gesellschaft im Geiste der Menschen-
rechtserklärung sich zu einer modernen
Gesellschaft entwickeln wolle, müsse in
erster Linie eine Bewusstseinsänderung
angezielt werden. Aus dieser Sicht sei die
Schaffung einer Arbeitsgruppe der Natio-
nalen Schweizerischen UNESCO-Kommis-
sion zu vermerken, die — gestützt auf das
Programm der UNESCO zur Förderung
der Frau — eine umfassende wissen-
schaftliche Studie über die Stellung der
Frau in der Schweiz und über ihre Betei-
ligung am nationalen Leben in Angriff ge-
nommen habe.

Mit Blick auf die grosse Vision einer Welt
der Menschenrechte, für ein besseres Le-
ben in Freiheit und Würde, sei tägliche
Kleinarbeit für den dazu nötigen Gesin-

nungswandel zu leisten, der nur beim ein-
zelnen Menschen beginnen könne.
Der Referent gelangte auf Grund zahl-
reicher Gespräche mit Vertretern unserer
Männerrepublik zum Schluss, dass weder
Beitritt zur Europäischen Menschenrechts-
konvention noch Verzicht im Bereich der
Abstimmungen in irgend einer Richtung
stimulierend wirken.
In der anschliessenden Diskussion wurde
von den Delegierten einstimmig und un-
missverständlich die Meinung vertreten,
die Schweiz habe vor dem Beitritt die po-
litischen Frauenrechte in eidgenössischen
Angelegenheiten zu verwirklichen.

Aus der Tätigkeit des Vereins
für Frauenbestrebungen, Luzern
Angeregt durch einen Ferienkurs des Schweiz.
Verbandes für Frauenstimmrecht, beeindruckt
von Persönlichkeiten wie Emilie Gourd und
Fräulein Dr. Grütter, beschloss eine Gruppe
von Luzerner Teilnehmerinnen mit andern
Frauen zusammen — 1921 — einen Verein zu
gründen, dessen Zweck in den Statuten folgen-
dermassen umschrieben wurde:
«Weckung des Interesses der Frauen für Fra-
gen nationaler, sozialer, ethischer, hygieni-
scher, rechtlicher Art. Erweiterung und Ver-
tiefung der Kenntnisse über Frauenarbeit und
deren Wirkungsgebiete, Aufklärung der Frauen
über Pflichten und Rechte des Staatsbürgers,
Vorbereitung und Werbung für das aktive und
passive Frauenstimmrecht und dessen Einfüh-
rung.»
Diesen weitgespannten Zielen und Aufgaben
entsprechend setzte sehr rasch die für die
«Frauenbestrebungen» charakteristische Vor-
trags- und Kurstätigkeit ein, die von Rechts-
und Versicherungsfragen, Berufs- und Arbeits-
Problemen über Gestaltung der Mädchenbil-
dung, Studium und Stellungnahme zu Gesetzes-
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